Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7152 


11 . 03 . 97 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (1 1 . Ausschuß) 


zu dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/4671 - 


Ökologisch gestalten, soziale Gerechtigkeit wahren und kommende 
Generationen entlasten 


A. Problem 

Die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit und der voranschreitende 
wirtschaftliche Strukturwandel stellen enorme Herausforderun- 
gen für die gesamte Gesellschaft dar. Ein vorrangiges Ziel der 
Politik muß es sein, den Sozialstaat zu erhalten und für kom- 
mende Generationen weiterzuentwickeln. 

Mit den im Antrag geforderten Maßnahmen sollen nach der 
Intention der Antragsteller die Zukunftsfähigkeit des Sozialstaa- 
tes gesichert, die Arbeitslosigkeit bekämpft und der wirtschaft- 
lichen Krise entgegengewirkt werden. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Zu zahlreichen Forderungen des Antrags hat die Bundesregie- 
rung eigene Aktivitäten eingeleitet. Weitere Maßnahmen zur Sen- 
kung der Arbeitslosigkeit und Sicherung des Wirtschaftsstand- 
ortes Deutschland befinden sich derzeit in der Umsetzung oder 
sind in der Diskussion. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags oder einzelner Vorschläge aus demselben. 


D. Kosten 

Kosten wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 13/4671 abzulehnen. 


Bonn, den 28. Februar 1997 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Ulrike Mäscher Peter Dreßen 

Vorsitzende Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Peter Dreßen 


I. Beratungsverlauf 

Der Antrag auf Drucksache 13/4671 ist in der 107. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 23. Mai 1996 
an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zur 
federführenden Beratung und an den Rechtsaus- 
schuß, den Finanzausschuß, den Wirtschaftsausschuß, 
den Verteidigungsausschuß, den Ausschuß für Fami- 
lie, Senioren, Frauen und Jugend, den Ausschuß für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, den 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau sowie den Haushaltsausschuß zur Mitberatung 
überwiesen worden. 

Der Rechtsausschuß hat dem federführenden Aus- 
schuß in seiner Sitzung am 26. Juni 1996 mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.R 
gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Gruppe der PDS bei Stimmenthal- 
tung der Fraktion der SPD die Ablehnung des 
Antrags empfohlen. 

Der Finanzausschuß hat dem federführenden Aus- 
schuß in seiner Sitzung am 25. September 1996 mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der 
SPD und der Gruppe der PDS ebenfalls die Ableh- 
nung des Antrags empfohlen. 

Der Wirtschaftsausschuß hat in seiner Sitzung am 
26. Juni 1996 mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P gegen die Stimmen der Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD die 
Ablehnung des Antrags empfohlen. 

Der Verteidigungsausschuß hat den Antrag in seiner 
Sitzung am 26. Juni 1996 mit den Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die 
Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe der PDS abgelehnt. 

Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend hat in seiner Sitzung am 26. Juni 1996 mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Gruppe der PDS empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat auf die Beratung des Antrags verzich- 
tet. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat in seiner Sitzung am 19. Juni 1996 mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der 
SPD und der Gruppe der PDS die Ablehnung des An- 
trags empfohlen. 


Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
19. Juni 1996 mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimment- 
haltung der Gruppe der PDS ebenfalls empfohlen, 
den Antrag abzulehnen. 

Der federführende Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat den Antrag auf Drucksache 13/4671 in 
seiner 67. Sitzung am 24. Juni 1996 erstmalig beraten 
und die Beratung des Antrags in seiner 89. Sitzung 
am 29. Januar 1997 fortgesetzt und abgeschlossen. 
Der Ausschuß hat den Antrag auf Drucksache 13/ 
4671 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD und F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung 
der Gruppe der PDS abgelehnt. 


II- Wesentlicher Inhalt des Antrags 

Der Antrag verbindet verschiedene wirtschafts-, 
finanz- und steuerpolitische sowie ökologische For- 
derungen, mit deren Hilfe die soziale Gerechtigkeit 
gewahrt und kommende Generationen entlastet wer- 
den sollen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

- die Zukunftsfähigkeit des Sozialstaates zu sichern, 

- ein Maßnahmenpaket zur Förderung von Beschäf- 
tigung vorzulegen, 

- eine ökologische Innovations- und Investitions- 
offensive einzuleiten, 

- staatüche Handlungsfähigkeit für kommende 
Generationen zu sichern und 

- eine umfassende und sozial ausgewogene Steuer- 
reform vorzulegen. 

Wegen der Einzelheiten wird auf die Drucksache 13/ 
4671 verwiesen. 


III. Ausschußberatungen 

Die Mitgüeder der Fraktion der CDU/CSU erkärten, 
daß die Bundesregierung der Zielsetzung des An- 
trags, nämlich eine Verbesserung der Situation auf 
dem Arbeitsmarkt zu erreichen und eine Reform des 
Steuersystems einzuleiten, bereits durch zahlreiche 
umgesetzte bzw. auf den Weg gebrachte Initiativen 
gerecht geworden sei. Durch die Steuerreform werde 
den Erfordernissen des internationalen Standortwett- 
bewerbs Rechnung getragen; ausländische Unter- 
nehmen erhielten einen Anreiz, in Deutschland zu 
investieren. Damit würden zukunftsfähige Arbeits- 
plätze geschaffen, die zur Entlastung der Sozialkas- 
sen beitragen würden. Ziel der Maßnahmen der Bun- 
desregierung sei stets gewesen, mehr Wachstums- 
dynamik zu ermöglichen und Beschäftigungshemm- 
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nisse zu beseitigen, um so bestehende Arbeitsplätze 
in Deutschland zu sichern und neue Arbeitsplätze zu 
schaffen. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD vertraten die 
Auffassung, es seien umgehend Maßnahmen zur 
Verringerung der Arbeitslosigkeit erforderlich. Die 
von der Bundesregierung zur Bewältigung des Be- 
schäftigungsproblems ergriffenen Maßnahmen seien 
im wesentlichen wirkungslos gebheben. Auch das 
von der Regierung vorgelegte Arbeitsförderungs- 
Reformgesetz (AFRG) würde nicht zum Abbau der 
Arbeitslosigkeit beitragen. Der vorhegende Antrag 
werde jedoch von der Fraktion der SPD abgelehnt, 
weil er auch Forderungen enthielte, die nicht zur 
Lösung der gegenwärtigen Probleme auf dem Ar- 
beitsmarkt beitrügen. 

Auch die Mitgheder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN forderten von der Bundesregierung, end- 
lich konkrete Aktivitäten zur Senkung der Arbeits- 
losigkeit einzuleiten. Die von der Bundesregierung 
versprochene Halbierung der Erwerbslosigkeit bis 


zum Jahre 2000 werde nicht erreicht. Mit Hilfe der in 
ihrem Antrag enthaltenen Forderungen könnten 
unter Berücksichtigung ökologischer Aspekte die 
soziale Gerechtigkeit gewahrt und die kommenden 
Generationen entlastet werden. 

Die Mitgheder der Fraktion der F.D.P. stimmten im 
wesentlichen den Ausführungen des Koalitionspart- 
ners zu. Auch sie waren der Ansicht, daß mit den For- 
derungen im Antrag keine durchgreifenden Verbes- 
serungen auf dem Arbeitsmarkt zu erzielen seien. 
Die Forderung nach Beibehaltung des Sohdaritätszu- 
schlages widerspreche einer wirksamen Politik der 
Steuersenkung und sei ungeeignet, die Wirtschaft 
anzukurbeln. 

Die Mitgheder der Gruppe der PDS hielten einige 
Aspekte des Antrags für problematisch, z. B. die Defi- 
nition einer neuartigen Bedarfsorientierung, und 
wiesen darauf hin, daß in den neuen Bundesländern 
teilweise noch gravierendere Probleme stehen, die 
weitgehend unbeachtet bheben. 


Bonn, den 28. Februar 1997 


Peter Dreßen 

Berichterstatter 
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